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Albert Friedmann:
Verkehrsinfrastrukturpolitik aus der Krise helfen
Bauindustrie fordert Pkw-Vignette

(bbiv) München. Das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 für den Bundesfernstraßenbau sieht ein dramatisches Zurückfahren der Investitionen des Bundes in die Verkehrsinfrastruktur vor. Im Ergebnis stehen Bayern für den Neubeginn von Maßnahmen im Bundesfernstraßenbau für die nächsten drei Jahre nur 29 Millionen DM zur Verfügung, was praktisch Null bedeutet. Im Bayern werden rund 50 Projekte mit einem Gesamtwert von 2,6 Milliarden DM, die zum Baubeginn anstünden, mindestens bis 2003 blockiert.

Auf einer Pressekonferenz in Regensburg erinnerte Dipl.-Ing. Albert Friedmann, Vorsitzender der Fachabteilung Straßenbau des Bayerischen Bauindustrieverbandes, an den Koalitionsvertrag der rot-grünen Bundesregierung. Dort steht: „Verkehrsinvestitionen sind für nachhaltiges Wachstum unverzichtbar. ... Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands von zentraler Bedeutung. ... Bis zum Abschluss der Überprüfung des Bundesverkehrswegeplanes wird es bei im Bau befindlichen Maßnahmen keine Bauunterbrechung geben.“ Die aktuelle Investitionspolitik des Bundes, aber auch konkrete Einzelentscheidungen wie der Baustopp an der A 99, die Behandlung der A 94 und der A 6 und weiterer zentraler Autobahnprojekte oder auch die Abkehr von der ICE-Strecke Nürnberg-Erfurt und anderen wichtigen Schienenvorhaben in Bayern ließen sich mit den im Prinzip richtigen Aussagen des Koalitionsvertrages nicht vereinbaren. Die Verkehrsinfrastrukturpolitik stecke tief in der Krise.

Deshalb fordert Friedmann eine der Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur angemessene neue Mittelaufteilung im Bundeshaushalt. Die Investitionsmittel insbesondere im Etat des Bundesverkehrsministeriums müssten deutlich aufgestockt und auf die früheren Quoten der Investitionsanteile am Bundeshaushalt angehoben werden. Wenn das mit einer Rückführung der überbordenden Etatansätze des Bundesarbeitsministeriums und der Umkehrung der Dynamik der Mittel für den 2. Arbeitsmarkt verbunden würde, dann liege das im unmittelbaren Interesse unseres Standortes und der nachfolgenden Generation.

Für Friedmann werden die Auswirkungen von Investitionsenthaltungen durch das marode Verkehrswegesystem der DDR zur Genüge belegt. Deshalb fordert er, bedarfsgerechte Investitionen in den Verkehr schon kurzfristig möglich zu machen. Sollte dies über den Bundeshaushalt 

nicht möglich sein, müssten Zwischenlösungen gesucht werden. Dazu schlägt er vor, die Autobahn-Vignette für Pkw – nach dem Bayerischen Modell – schon im Jahr 2000 zu realisieren. Gestützt auf das Verursacherprinzip regt Friedmann weiter an, die bereits heute erhobene, von der Bundesregierung für 2002 als streckenbezogen angedachte Lkw-Gebühr schon 2000 und 2001 deutlich anzuheben. Denn eine 10-Tonnen-Achse eines Lkw’s belaste den Untergrund im Übergang so stark wie 160.000 PKW-Achsen.

Die Erträge aus beiden Gebühren dürften keinesfalls in den allgemeinen Etat fließen, sondern müssten zweckgebunden für Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur verwendet werden.

Diese Zwischenlösungen müssten den Weg bereiten für eine Privatisierung des gesamten Autobahnnetzes. Ziel müsste es sein es, die künftige Finanzierung des Autobahnnetzes auf die solide Basis etwa einer Aktiengesellschaft zu stellen.

Friedmann wörtlich: „Im Einvernehmen mit vielen anderen Wirtschaftsverbänden in Bayern erwartet die Bauindustrie von der Bayerischen Staatsregierung, der investitionsfeindlichen Politik der Bundesregierung entschlossen zu begegnen. Wir fordern die Staatsregierung auf, die des längeren vorliegenden Vorschläge zur Einführung einer Vignette auf den ihr zugänglichen Gesetzgebungswegen sofort anzugehen.“
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